
Disparitätische Staatskirchenordnung

So ist der Paritätsgrundsatz als Verfassungsprinzip dem bis heute
konfessionell geschlossen gebliebenen Staate in ausgedehnteren Di-
mensionen noch nahezu unbekannt.

I. Die Verfassungsordnung von 1818

Das liechtensteinische Verfassungsrecht weist andere staatskirchliche
Strukturen als das der meisten deutschen Territorien auf, in denen
sich allmählich eine Lockerung des Verhältnisses von Staat und
Kirche, insbesondere eine Loslösung des Staates aus der Verbindung
zu einem bestimmten Bekenntnis breitmacht. Die Verbundenheit
von weltlichem Gemeinwesen und katholischer Kirche ist ein Fak-
tum, auf das die Verfassung von 1818 in einem eigenen Paragraphen
nicht näher und speziell eingeht, das sich aber aus der Staatsordnung
unmittelbar ergibt. Darüber hinaus präsentiert sich der absolutistisch-
monarchische Staat noch ganz als ein in sich geschlossener konfessio-
neller Raum.

Dem Paritätsgedanken in den Staaten des deutschen Bundes waren
insbesonders 2 Momente förderlich: der Reichsdeputationshaupt-
schluß (RDHS) vom 22. Februar 1803 von Regensburg und der im
Oktober 1814 zusammentretende Wienerkongreß. Konfessionell
einheitliche Staaten übernehmen Territorien, in denen eine andere
Konfession religio dominans war. So entstand eine unechte Parität.
Die Staaten anerkannten zwar in ihrem Gebiete mehrere Religions-
gemeinschaften, aber jede herrschte in ihrem angestammten Territo-
rium. Erst die Verfassungsentwicklung des 19. Jahrhunderts brachte
den paritätischen Staat, wie wir ihn in der generell abstrakten Norm er-
fassen. Diese Voraussetzungen fehlten in Liechtenstein, das an den Ge-
bietsspenden des RDHS und des Wienerkongresses nicht beteiligt war.

Zieht man einen Vergleich zu den Verfassungen, die in der Zeit
von 1815 bis 1848 in den deutschen Ländern geschaffen wurden,
so hebt sich das staatskirchenrechtliche Gepräge hinsichtlich einer
Paritätsbestimmung deutlich von diesen ab. Eine solche anders-
geartete Ordnung liegt in der verharrenden religiösen Bedingtheit
des liechtensteinischen Staatsrechts begründet. Die meisten deutschen
Verfassungen griffen den Paritätsgedanken des ALR auf, sowie der
früheren preußischen Gesetze !. Dieser Umstand führte zu einer
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